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Anmerkung 1. Anhänge werden im Zusammenhang mit der Einführung der elektronischen Bekanntmachung nicht mehr zur Einsichtnahme ausgelegt, sondern als gesonderte Datei an SDU geschickt und gleichzeitig mit der Verordnung bekannt gemacht.
Anmerkung 2. Gehört zu der Verordnung ein Anhang, so werden darin die Verordnung und die Artikelnummer(n) genannt.
Die Ministerin für Landwirtschaft, Natur und Lebensmittelqualität,
gestützt auf Artikel 36 Absatz 4 des Düngemittelgesetzes, Artikel 5 Absatz 2, Artikel 21 Absatz 1 und 2, Artikel 36, Artikel 41, Artikel 52 Absatz 1, Artikel 54 Buchstabe e, Artikel 70 Absatz 1, 2 und 4, Artikel 73 Absatz 2 des Durchführungserlasses zum Düngemittelgesetz und Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe d des Gesetzes über die Erfassung topografischer Basisdaten in großem Maßstab;
erlässt folgende Verordnung:
Artikel I
Die Durchführungsverordnung zum Düngemittelgesetz wird wie folgt geändert:
A
In Artikel 1 wird in der Begriffsbestimmung von Waage „Artikel 1 Buchstabe h des Erlasses über Messgeräte I und“ ersetzt durch „Artikel 1 des Erlasses über Messgeräte und Wirtschaftsakteure“.
B 
Artikel 56 Buchstabe c entfällt und in Buchstabe b wird „; und“ durch einen Punkt ersetzt.
C
In Artikel 59a Absatz 1 wird „Artikel 56 Absatz 1“ ersetzt durch „Artikel 56“.
D
Artikel 64 Absatz 4 entfällt.
E
In Absatz 75f entfallen die Buchstaben e und f.
F
Artikel 76 wird wie folgt geändert:
1. In Absatz 1 werden nach „vom Transportunternehmen der betreffenden Düngemittel“ die Worte „unverzüglich nach dem Beginn des Transports“ eingefügt.
2. In Absatz 2 Satz 2 entfällt „oder nach“.
3. Die folgenden Absätze werden hinzugefügt:
4. Die Bestimmung des Gewichts von tierischen Düngemitteln, die von einem Betrieb oder Vermittler abtransportiert und ausgeführt werden, erfolgt vor der Ausfuhr.
5. Die Bestimmung des Gewichts von tierischen Düngemitteln, die eingeführt und zu einem Betrieb oder Vermittler verbracht werden, erfolgt spätestens unmittelbar nach dem Beginn des Transports auf niederländischem Hoheitsgebiet. 
6. Das Transportunternehmen ist im Besitz eines von einer Waage erzeugten Nachweises über die Bestimmung des Gewichts des leeren Transportmittels, der während des Transports im Transportmittel mitgeführt wird und die folgenden Angaben enthält:
a) Gewicht des leeren Transportmittels;
b) Datum und Uhrzeit der Gewichtsbestimmung;
c) Angaben zur Identifikation der Waage;
d) Kennzeichen des Transportmittels und
e) laufende Nummer der Gewichtsbestimmung.
7. Das Transportunternehmen ist im Besitz eines von einer Waage erzeugten Nachweises über die Bestimmung des Gewichts des beladenen Transportmittels, der während des Transports im Transportmittel mitgeführt wird und die folgenden Angaben enthält: 
a) Gewicht des beladenen Transportmittels;
b) Datum und Uhrzeit der Gewichtsbestimmung;
c) Angaben zur Identifikation der Waage;
d) Kennzeichen des Transportmittels und
e) laufende Nummer der Gewichtsbestimmung.
8. Das Transportunternehmen bewahrt die Nachweise im Sinne von Absatz 6 und 7 nach dem Transport in seinen Büchern auf.
G
In Artikel 78a Absatz 2 wird „durch eine Probenahmestelle“ durch die Worte „durch eine Probenahmestelle auf Aufforderung des Lieferanten oder des Transportunternehmens“ ersetzt.
H
Die Artikel 78b, 78j, 78k, 78m, 78n, 78o, 78p, 78r, 78s und 78t entfallen.
I
Artikel 78d wird wie folgt geändert:
1. In Buchstabe a wird „Ziffer 8.2 des AP06“ ersetzt durch „Ziffer 8.4 des AP06“.
2. In Buchstabe b wird „Ziffer 7 des AP06“ ersetzt durch „Ziffer 6 des AP06“.
3. In Buchstabe d wird „Ziffer 9 des AP06“ ersetzt durch „Ziffer 8 des AP06“.
4. In Buchstabe e wird „die Ziffern 4 bis 6 des AP06“ ersetzt durch „die Ziffern 4 und 5 des AP06“.
J
In Artikel 78i Absatz 1 wird „Ziffer 6 des AP06“ ersetzt durch „Ziffer 5 des AP06“.
K
Artikel 78l lautet künftig:
Artikel 78l
1. Die Probenahmestelle meldet der Ministerin die Planung der Probenahme im Namen und auf Anfrage des Lieferanten täglich bis spätestens 15.00 Uhr an dem der Probenahme vorausgehenden Werktag.
2. Die Meldung enthält folgende Angaben:
a) das Datum der geplanten Probenahme und der Zeitraum von höchstens zwei Stunden, in dem die geplante Probenahme stattfindet;
b) den Ort, an dem die Ladung beprobt wird;
c) die Identifikationsnummer der Person, welche die Probenahme durchführen wird; und
d) den Namen, die Adresse und die von der Ministerin zu Identifikationszwecken vergebenen Kundennummern des Lieferanten, des Transportunternehmers und des Abnehmers.
3. Die Angaben im Sinne von Absatz 2 Buchstaben a, c und d können geändert werden. 
4. Eine Änderung kann bis spätestens drei Stunden vor dem Beginn des bereits gemeldeten Zeitraums gemeldet werden.
5. Eine Meldung kann bis spätestens drei Stunden vor dem Beginn des gemeldeten Zeitraums zurückgezogen werden.
6. Für die Meldung im Sinne von Absatz 1, die Änderung im Sinne von Absatz 4 und die Rücknahme im Sinne von Absatz 5 wird ein von der Ministerin zur Verfügung gestelltes Mittel verwendet. 
L
Nach Artikel 78l (neu) wird ein Artikel mit folgendem Wortlaut eingefügt:
Artikel 78la
1. Abweichend von Artikel 78l Absatz 2 Buchstabe a umfasst der anzumeldende Zeitraum, in dem die geplante Probenahme stattfindet, höchstens einen halben Tag, wenn diese Probenahme bei einem Vermittler erfolgt und an dem betreffenden halben Tag mindestens fünf Probenahmen gebündelt erfolgen. Für die Anwendung dieser Bestimmung wird unter einem halben Tag der Zeitraum zwischen 06.00 Uhr und 12.00 Uhr bzw. zwischen 12.00 Uhr und 18.00 Uhr verstanden.
2. Abweichend von Artikel 78l Absatz 2 Buchstabe a umfasst der anzumeldende Zeitraum, in dem die geplante Probenahme stattfindet, höchstens einen Tag, wenn diese Probenahme bei einem Vermittler erfolgt und an dem betreffenden Tag mindestens zehn Probenahmen gebündelt erfolgen. Für die Anwendung dieser Bestimmung wird unter einem Tag der Zeitraum zwischen 06.00 Uhr und 18.00 Uhr verstanden.
3. Wenn nach Einschätzung der Ministerin die ordnungsgemäße Einhaltung der Vorschriften in Bezug auf die Probenahme und die Anmeldung der Probenahmeplanung bei einem Vermittler, bei dem eine gebündelte Probenahme im Sinne dieses Artikels erfolgt, nicht ausreichend sichergestellt ist, kann die Ministerin die Anwendung von Absatz 1 und Absatz 2 für Probenahmen, die bei dem betreffenden Vermittler erfolgen, ausschließen.
M
Artikel 78q lautet künftig:
Artikel 78q
Die Probenahmestelle versieht jede Laborprobe mit den Angaben im Sinne von Ziffer 6 des AP06 in Anhang Ea.
N
Artikel 78u wird wie folgt geändert:
1. Absatz 2 entfällt.
2. Die Ziffer „1.“ vor dem Text entfällt. 
3. In Buchstabe d wird „Ziffer 7 des AP06“ ersetzt durch „Ziffer 6 des AP06“.
O
In Artikel 79 Absatz 3 entfällt „oder Charge“.
P
Artikel 80 Absätze 5 und 6 lauten künftig wie folgt:
5. Im Falle einer Probenahme im Sinne von Artikel 78a Absatz 2 bewahrt die Probenahmestelle die Proben bis zur Übersendung an ein zugelassenes Labor im Sinne von Artikel 80a so auf, dass sich die Proben in einem einwandfreien Zustand befinden. 
6. Im Falle der Beprobung einer Ladung Festmist aus Dickfraktion befindet sich der Aufbewahrungsort der entnommenen Probe nicht auf dem Gelände oder in einem Gebäude des betroffenen Lieferanten, Transportunternehmens oder Abnehmers der Ladung.
Q
Artikel 81 wird wie folgt geändert:
1. In Absatz 1 entfällt „und Artikel 78b Absatz 1“.
2. In Absatz 5 werden nach „nicht bestimmen kann, da die Probe“ die Worte „bei der Probenahmestelle oder“ eingefügt.
R
Artikel 131 lautet künftig:
Artikel 131
Für die Durchführung ihrer Aufgaben und Zuständigkeiten aufgrund des Düngemittelgesetzes und des Bodenschutzgesetzes stützt die Ministerin sich hinsichtlich der Grenzen der landwirtschaftlichen Parzellen auf die Daten der Basiskarte Landwirtschaftliche Fläche Niederlande.
S
In der dritten Spalte des Anhangs wird „64 Absatz 4, 65, 67“ ersetzt durch „65, 67“.
T
Anhang Aa wird wie folgt geändert:
1. Zu Teil I werden zwei Reststoffe mit folgendem Wortlaut hinzugefügt:
28. Reststoff, der bei der Herstellung von Magnesiumcalciumhydroxid aus gebranntem Dolomitkalk entstanden ist (Magnesiumcalciumoxid, gebildet aus Magnesiumcalciumcarbonat) und der aus grauweißem Granulat aus Magnesiumcalciumoxid und Magnesiumcalciumhydroxid (Granulat aus Magnesiumcalciumhydroxid) besteht.
29. Reststoff, der bei der kontrollierten Wiedergewinnung von Calciumsulfat als feines Pulver aus gipshaltigem Abbruchabfall durch Reinigung mittels Sortieren, Zerkleinern, Brechen, Zermahlen und Sieben, manuelle Reinigung und Entfernung von Eisen mittels Magnetscheidung entstanden ist. Der Reststoff besteht aus Gips und inerten Materialien aus Naturgips und organischer Substanz aus Papier oder Karton (wiedergewonnenes Gipspulver).
2. Zu Teil III wird ein Reststoff mit folgendem Wortlaut hinzugefügt:
4. Reststoff, der bei der kontrollierten Wiedergewinnung von Calciumsulfat als feines Pulver aus gipshaltigem Abbruchabfall durch Reinigung mittels Sortieren, Zerkleinern, Brechen, Zermahlen und Sieben, manuelle Reinigung und Entfernung von Eisen mittels Magnetscheidung entstanden ist. Der Reststoff besteht aus Gips und inerten Materialien aus Naturgips und organischer Substanz aus Papier oder Karton (wiedergewonnenes Gipspulver).
3. Zu Teil IV Abschnitt C2 wird ein Reststoff mit folgendem Wortlaut hinzugefügt: 
15 Reststoff, der bei der industriellen Produktion von ausschließlich den Lebensmitteln Salate, Saucen und Quiches entstanden ist und der ausschließlich aus eingedicktem stärkehaltigem Schlamm des Vorklärers von Abwasser einer Lebensmittelindustrie (Stärkeschlamm) besteht.
4. Zu Teil IV Abschnitt G1 werden folgende Reststoffe hinzugefügt:
64. Reststoff, der beim Reinigen von Spülwasser aus der Reinigung von Verpackungen für verbrauchtes Frittieröl und Frittierfett mittels Flotationstechnik entstanden ist und der aus Flotationsschlamm mit Rückständen von verbrauchtem Frittieröl und Frittierfett besteht (Flotationsschlamm von Spülwasser von Verpackungen für verbrauchtes Frittieröl und Frittierfett).
65. Reststoff, der bei der Reinigung von Spelz anfällt und aus Fraktionen von Schalen und Körnern besteht (Spelzschalen).
66. Reststoff, der bei der industriellen Gewinnung von Glycerin durch Destillation aus dem Rohglycerin aus der Biodiesel- und Fettsäureproduktion aus ausschließlich Palmöl, Sojaöl, Rübsenöl, Rapsöl oder Sonnenblumenöl entstanden ist und der aus Glycerin, anderen organischen Stoffen pflanzlicher Herkunft, Natriumchlorid und Wasser besteht (organischer Reststoff aus der Destillation von pflanzlichem Glycerin aus der Biodiesel- und Fettsäureproduktion).
U
Anhang Ea wird durch den zu der vorliegenden Verordnung gehörenden Anhang ersetzt. 
V
Tabelle I in Anhang I wird wie folgt geändert:
1. Die Zeile zu „Jauche und Filtrat nach der Misttrennung“ bei der Tierart Rind wird durch 2 Zeilen mit folgendem Wortlaut ersetzt:
	
	Jauche
	11
	4,0
	0,2

	
	Filtrat nach Misttrennung
	12
	4,0
	1,3


2. Die Zeile zu „Jauche und Filtrat nach der Misttrennung“ bei der Tierart Schwein wird durch 2 Zeilen mit folgendem Wortlaut ersetzt:
	
	Jauche
	41
	2,0
	0,9

	
	Filtrat nach Misttrennung
	42
	6,8
	1,6


3. Die Zeile zu „Gülle mit TS < 2,5 %“ bei der Tierart Kaninchen lautet künftig:
	
	Gülle mit TS < 2,5 %
	91
	2,2
	1,5


W
Anhang J wird wie folgt geändert: 
1. Die Überschrift lautet künftig: Anhang J zu den Artikeln 97, 100 und 101 der Durchführungsverordnung zum Düngemittelgesetz.
2. Die Tabelle wird wie folgt geändert:
a) Die Vorschriften zu Weizen, Erbsen und Gerste lauten künftig:
	Weizen
	7,6
	8,8
	20,9
	7,5
	17,9
	6,4

	Erbsen
	5,5
	6,5
	37,5
	9,8
	32,5
	8,5

	Gerste
	5,9
	6,8
	18,5
	8,2
	13,9
	7,1


b) Die Zeile zu Roggen lautet künftig:
	Roggen 
	3,3
	3,8
	15,5
	8,2
	16
	7,1


X
Anhang M wird wie folgt geändert:
1. In der Tabelle, Abschnitt „Transportnachweis für tierische Düngemittel“:
a) wird in Spalte 3 „Art. 64 Absätze 3 und 4“ ersetzt durch „Artikel 64 Absatz 3“;
b) wird in der Beschreibung des Verstoßes für die Tatbestandscodes M316, M317, M18 und M319 „einem Transportnachweis für tierische Düngemittel oder einer zum Transportnachweis gehörenden Anlage“ ersetzt durch „der Anlage zu einem Transportnachweis für tierische Düngemittel für mehrere Ladungen tierischer Düngemittel an demselben Tag“;
c) lautet die Beschreibung des Verstoßes für den Tatbestandscode M310 künftig: „Unvollständige Angaben in einem Transportnachweis für tierische Düngemittel durch das Transportunternehmen“;
d) lautet die Beschreibung des Verstoßes für den Tatbestandscode M311 künftig: „Falsche Angaben in einem Transportnachweis für tierische Düngemittel durch das Transportunternehmen“.
2. In der Tabelle, Abschnitt „Mengenbestimmung”:
a) lautet die Beschreibung des Verstoßes für den Tatbestandscode M500 künftig: „Ladung tierischer Düngemittel wird durch das Transportunternehmen nicht oder nicht auf die richtige Art und Weise oder nicht unverzüglich nach Beginn des Transport gewogen“;
b) werden nach der Zeile für den Tatbestandscode M501 die folgenden Zeilen eingefügt:
	Artikel 76 Absatz 4
	Ladung tierischer Düngemittel wird bei Ausfuhr vom Transportunternehmen nicht vor der Ausfuhr gewogen
	M503
	€ 300

	Artikel 76 Absatz 5
	Ladung tierischer Düngemittel wird bei Einfuhr vom Transportunternehmen nicht unverzüglich nach dem Beginn des Transports auf niederländischem Hoheitsgebiet gewogen
	M504
	€ 300

	Artikel 76 Absatz 6
	Während des Transports wird kein korrekter Nachweis über die Bestimmung des Gewichts des leeren Transportmittels mitgeführt
	M506
	€ 200

	Artikel 76 Absatz 7
	Während des Transports wird kein korrekter Nachweis über die Bestimmung des Gewichts des beladenen Transportmittels mitgeführt
	M510
	€ 200


c) wird die Zeile zum Tatbestandscode M580 ersetzt durch:
	Artikel 78a Absatz 2 und Artikel 78i
	Der Lieferant oder das Transportunternehmen lässt eine Ladung Festmist aus Dickfraktion nicht oder nicht auf die richtige Art und Weise oder nicht rechtzeitig von der Probenahmestelle beproben
	M580
	€ 300


b) werden nach der Zeile für den Tatbestandscode M582 die folgenden Zeilen eingefügt:
	Artikel 78l Absatz 1
	Die Probenahmeplanung wird nicht oder nicht rechtzeitig im Namen des Lieferanten gemeldet oder die Meldung der Planung wird nicht oder nicht rechtzeitig vom Lieferanten veranlasst 
	M557
	€ 300

	Artikel 78l Absatz 2 und Absatz 6
	Die Probenahmeplanung wird nicht korrekt oder unvollständig im Namen des Lieferanten gemeldet oder die Meldung der Planung wird nicht korrekt oder unvollständig vom Lieferanten veranlasst 
	M558
	€ 200

	Artikel 78l Absatz 4 und Absatz 5
	Die Probenahmeplanung wird nicht oder nicht rechtzeitig im Namen des Lieferanten geändert oder zurückgenommen oder die Änderung oder Rücknahme der Planung wird nicht oder nicht rechtzeitig vom Lieferanten veranlasst
	M559
	€ 300


e) wird in den Zeilen zu den Tatbestandscodes M589, M590, M591 „Artikel 78u Absatz 1“ jeweils ersetzt durch „Artikel 78u“;
f) wird in der Zeile zum Tatbestandscode M512 die Aufzählung „Artikel 80 Absatz 1 Artikel 80 Absatz 2 Artikel 80 Absatz 4 Artikel 80 Absatz 5 Artikel 81 Absatz 3 Artikel 124 Absatz 1 Artikel 125“ ersetzt durch „Artikel 80 Absatz 1, Artikel 80 Absatz 2, Artikel 80 Absatz 4, Artikel 81 Absatz 3, Artikel 124 Absatz 1, Artikel 125“;
g) lautet die Zeile zum Tatbestandscode M517 künftig:
	Artikel 80 Absatz 3, Artikel Artikel 80 Absatz 5, Artikel 80 Absatz 6
	Mistproben werden vom Transportunternehmer oder der Probenahmestelle nicht in gutem Zustand oder am richtigen Ort aufbewahrt
	M517
	€ 300


h) entfallen die Zeilen zu den Tatbestandscodes M583, M586, M587, M588, M124, M125, M126, M592, M593, M594, M597, M598.
Artikel II
Die vorliegende Verordnung tritt am Tag nach dem Datum ihrer Veröffentlichung im Staatsanzeiger in Kraft, mit Ausnahme der Abschnitte D und F, die zum 1. April 2019 in Kraft treten.
Die vorliegende Verordnung und ihre Begründung werden im Staatsanzeiger veröffentlicht.
Den Haag,
Die Ministerin für Landwirtschaft, Natur und Lebensmittelqualität,
Anhang zu Artikel I Abschnitt U 
Anhang Ea. Zu den Artikeln 78d, 78i, 78q und 78u der Durchführungsverordnung zum Düngemittelgesetz
Akkreditierungsprogramm für die Beprobung von Festmist; AP06
1. Einleitung
Staat und Wirtschaft wollen die Einhaltung der Vorschriften im Zusammenhang mit der Beprobung von Festmist stärken und die Betrugsmöglichkeiten verringern. Eine repräsentative Probe bietet Informationen über die Zusammensetzung der Ladung Festmist. Die Objektivität der Beprobung wird verbessert, indem die Probenahme unter der Verantwortung einer unabhängigen und sachverständigen Stelle erfolgt. Dies wird dadurch gewährleistet, dass nur durch die Ministerin zugelassene Stellen diese Aktivitäten ausführen dürfen. 
Als Nachweis dafür, dass die Stellen unabhängig und sachverständig sind, wird die Akkreditierung herangezogen. Die Akkreditierung beruht auf Vertrauen und basiert auf international und europäisch harmonisierten Normen, gegebenenfalls einschließlich zusätzlicher Anforderungen. Angesichts der Notwendigkeit, die Qualität und die Vergleichbarkeit (Wiederholbarkeit) der Beprobung von Festmist langfristig zu gewährleisten, wurden in dieses Akkreditierungsprogramm Anforderungen und Bedingungen aufgenommen. 
Das Akkreditierungsprogramm umfasst:
– die allgemeinen Akkreditierungsanforderungen und das Zulassungsverfahren;
– die Art und Weise der Beprobung;
– die Organisation, Erfassung und Kontrolle der Probenahme durch die Probenahmestelle;
– die Beschreibung des Verwaltungssystems, mit dem die Qualität der akkreditierten Stelle gewährleistet wird, unter anderem regelmäßige Beurteilungen durch den Akkreditierungsrat (Raad voor Accreditatie, im Folgenden: RvA); 
– die Organisation der Kontrolle und Aufsicht durch das niederländische Amt für Lebensmittel und Bedarfsgegenstände NVWA.
Begriffsbestimmungen:
1. Abgriff: eine Menge Material, die bei der Probenahme in einer einzigen Handlung aus der Ladung entnommen wurde (beispielsweise eine Schaufel, eine Bohrung, ein Handgriff); 
2. Mistpartikel: feste oder aneinander haftende Partikel im Mist, die durch die Beprobungsinstrumente nicht getrennt werden (können);
3. Beprobungspunkt: Stelle in der Ladung, an der ein Abgriff genommen wird;
4. Festmistprobe: die Menge an Material, die entsteht, indem mehrere Abgriffe zusammengefügt und vermischt werden. Die Identität der ursprünglichen Abgriffe geht durch diese Vermischung verloren; 
5. Laborprobe: eine Probe, die an das Labor geschickt wird. Die Laborprobe entsteht nach Verkleinerung der Festmistprobe auf die geforderte Größe. Die Probenverpackung der Laborprobe hat einen Mindestinhalt von 750 Millilitern (Anhang E Abschnitt B der Verordnung). Das Gewicht der Laborprobe entspricht den Bestimmungen in Artikel 78h und Artikel 78i Absatz 2 der Verordnung. 
Die Laborprobe ist die finale Probe aus dem Blickwinkel der Beprobung und gleichzeitig die erste Probe aus dem Blickwinkel der Analyse durch das Labor;
6. Mischen: das Kombinieren von Komponenten, Partikeln oder Schichten von Mistmaterial(abgriffen) zu einem homogeneren Zustand;
7. Mistlagerstätte: Ort, an dem Festmist gelagert wird. Dabei kann es sich um einen Misthaufen, Container, Schuppen, Big Bag oder eine Ladeeinheit eines Lastkraftwagens handeln;
8. Transportsystem: Förderband oder Förderschnecke oder vergleichbares System zur Verbringung von Festmist innerhalb eines Ortes; 
9. Ausrüstung eines Probenehmers: die Mittel, die ein Probenehmer benötigt, um die Probenahme gemäß dem vorliegenden Akkreditierungsprogramm durchführen zu können. 
2. Allgemeine Anforderungen
2.1. Allgemeine Anforderungen
Das Akkreditierungsprogramm für Probenahmestellen wird als AP06 bezeichnet. Das AP06 beschreibt einen Satz von Tätigkeiten, der in den Geltungsbereich der Akkreditierung gemäß NEN-EN-ISO/IEC 17025 oder in den Geltungsbereich der Akkreditierung gemäß NEN-EN-ISO/IEC 17020 fällt. 
In diesem AP06 werden im Hinblick auf die Normen speziell die folgenden Versionsnummern genannt:
NEN-EN-ISO/IEC 17025
NEN-EN-ISO/IEC 17020
Stellen, welche die Beprobung als gesonderte Aktivität auf der Liste der Tätigkeiten (Geltungsbereich der Akkreditierung) wünschen, können eine Akkreditierung aufgrund von NEN-EN-ISO/IEC 17025 erlangen. In NEN-EN-ISO/IEC 17025 werden unter 5.7 ausführliche Anforderungen an die Probenahme und unter 5.10.3.2 an die Berichterstattung über die Ergebnisse der Probenahme gestellt. 
Wenn eine Stelle für andere Prüftätigkeiten (als die Probenahme) gemäß NEN-EN-ISO/IEC 17020 akkreditiert ist oder wird, gehört eine gesonderte Probenahmeaktivität innerhalb des Geltungsbereichs zu den Möglichkeiten. In dieser Situation werden neben den Anforderungen aus NEN-EN-ISO/IEC 17020 auch die Anforderungen in Bezug auf die Probenahme aus NEN-EN-ISO/IEC 17025 angewandt. 
Es liegt in der Verantwortung der Probenahmestelle, gemäß diesem Akkreditierungsprogramm und den Zulassungsbedingungen vorzugehen. Dies schließt ein, dass die Stelle die Verantwortung für die Probenahme bis zur Ablieferung der Probe beim Düngemittellabor trägt, unabhängig davon, welche Person die tatsächliche Probenahme, den Transport und eventuell die Lagerung im Namen der bzw. für die Stelle durchführt. 
Eine akkreditierte Stelle muss die in diesem AP06 angegebenen Tätigkeiten jederzeit ausführen können und nachweisen, dass sie in der Praxis gemäß den Akkreditierungsanforderungen arbeitet. Es ist der Probenahmestelle allerdings gestattet, beim RvA eine zeitweise Aussetzung für alle oder einen Teil der Tätigkeiten innerhalb des Geltungsbereichs zu beantragen. Während eines Aussetzungszeitraums kann die Stelle keine Proben nehmen. 
Wenn das AP06 geändert wird, dann wird in Absprache zwischen dem RvA und der Ministerin für Landwirtschaft, Natur und Lebensmittelqualität, nachfolgend: „Ministerin für LNL“, festgelegt, innerhalb welcher Frist sich die akkreditierten Stellen an die Änderungen anpassen müssen. Die Verantwortung für das Ergreifen von Initiativen in Bezug auf die Untersuchung durch den RvA liegt bei der Probenahmestelle. 
Wenn in diesem Dokument der RvA genannt wird, kann auch eine andere nationale Akkreditierungsstelle im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 (ABl. EU 2008, L 218) gemeint sein. Um für eine Akkreditierung für das AP06 in Betracht zu kommen, muss die Stelle durch den RvA für die Norm NEN-EN-ISO/IEC 17025 oder für die Norm NEN-EN-ISO/IEC 17020 akkreditiert sein. 
2.2. Beitrittsverfahren
Stellen, die unabhängiger Probenehmer im Rahmen des Düngemittelgesetzes werden wollen, können beim RvA eine Akkreditierung beantragen. Die Stelle beantragt zugleich eine Zulassung bei der Ministerin gemäß Artikel 78c der Verordnung. 
Wenn nachgewiesen ist, dass die Anforderungen des AP06 erfüllt werden, kann der RvA diese Stelle hierfür akkreditieren. 
Für die Zulassung zur Akkreditierung muss die Stelle nachweisen, dass sie mit der Beprobungsweise vertraut ist und dass die vorgeschriebene Vorgehensweise einwandfrei durchgeführt werden kann. 
Ferner muss die Stelle nachweisen, dass sie über eine Qualitätssicherung und eine Beschaffenheitsüberwachung verfügt, die mindestens die in diesem Akkreditierungsprogramm beschriebenen Anforderungen erfüllen: 
– Anforderungen an die Unabhängigkeit
– Gewährleistung der Qualität des Personals
– Harmonisierung und Wissensaustausch
– Regelmäßige Beurteilungen und stichprobenartige Kontrolle durch den RvA 
– Strategie für die Probenahme sowie deren regelmäßige Aktualisierung
3. Tätigkeiten im Rahmen des AP06
Die folgenden Tätigkeiten fallen in den Geltungsbereich der Akkreditierung:
– Durchführung der Probenahme, einschließlich Transport (und evtl. Lagerung) der Probe zum Düngemittellabor (siehe Ziffer 5 und 6) 
Die sonstigen Arbeiten können nicht als gesonderte Tätigkeit akkreditiert werden, sie werden aber dennoch durch den RvA beurteilt: 
– Planung der Probenahme;
– Erfassung von Daten und Berichterstattung (siehe Ziffer 6 bzw. 9). 
4. Kontrolle des Auftrags, der zu beprobenden Ladung sowie der Mistsorte
Der Mistlieferant ist der verantwortliche Auftraggeber für die Beprobung. Hier gilt eine Ausnahme: Bei Einfuhr ist der Abnehmer der verantwortliche Auftraggeber für die unabhängige Probenahme.
4.1. Kontrolle der zu beprobenden Ladung
Die Beprobung in diesem Akkreditierungsprogramm bezieht sich auf:
– Ladungsbeprobung (Ziffer 5). 
4.2. Kontrolle anhand des Düngercodes
Am Ort der Probenahme und vor ihrer Durchführung überprüft der Probenehmer, ob der zu beprobende Mist den-/dieselben Düngercode(s) aufweist wie der Mist, für den die Beprobung angefordert wurde. Wenn das nach der Überzeugung des Probenehmers nicht der Fall ist, führt der Probenehmer die Beprobung nicht aus und hält dies als Besonderheit fest. 
5. Ladungsbeprobung
In diesem Abschnitt wird beschrieben, auf welche Weise eine Probe von einer Ladung Festmist genommen und bis zum Eintreffen im Labor behandelt werden muss. Das Protokoll muss unter allen (Wetter-)Bedingungen befolgt werden und die Arbeitsschutzrichtlinien müssen jederzeit beachtet werden. 
5.1. Entnahme einer repräsentativen Probe
Der Mistlieferant kann die Ladung beim Beladen oder beim Entladen beproben lassen. Er trägt in beiden Fällen die Verantwortung für die Hinzuziehung einer unabhängigen Probenahmestelle. 
Im Falle der Einfuhr oder der Ausfuhr des Mists ist in Artikel 78a Absatz 3 und 4 der Verordnung festgelegt, wann die Beprobung erfolgen muss; bei der Ausfuhr während des Beladens und bei der Einfuhr während des Entladens. 
5.2. Beprobung beim Beladen
Der Probenehmer ist während des Beladens der Ladung anwesend, um eine repräsentative Probe der Ladung zu erhalten (nach Abschluss des Beladens darf keine Probenahme aus der Ladung mehr erfolgen). Die Beprobung während des Beladens erfüllt folgende Anforderungen: 
– Die Abgriffe werden aus der Schaufel des Radladers oder Bulldozers genommen. 
– Es werden mindestens acht Abgriffe genommen.
– Die zu beprobenden Behälter werden für jede Fracht willkürlich und über die gesamte Ladung verteilt ausgewählt. 
Beladung mit einem Förderband 
Während das Förderband läuft, wird ein Behälter, Eimer oder eine Schubkarre unter dem Band positioniert und der Mist mit einer (Hand-)Schaufel in einer einzigen Bewegung über die gesamte Bandbreite hineingeschaufelt oder gezogen. Dies wird mindestens achtmal wiederholt. Die Abgriffe müssen gleich groß sein und gleichmäßig auf die Ladung – d. h. gleichmäßig auf die Laufzeit des Bands – verteilt werden. Die Laufzeit muss somit vorab bekannt sein, sonst kann keine Beprobung erfolgen.
5.3. Beprobung in Containern und Aufliegern.
Für Container und Auflieger, einschließlich Walking-Floor-Aufliegern, sind mindestens acht Abgriffe erforderlich.
Die Abgriffe werden aus dem Lastenbehälter entnommen. Im Falle einer Beprobung beim Beladen erfolgt die Beprobung kurz nach dem Beladen des Lastenbehälters. Im Falle einer Beprobung beim Entladen erfolgt sie kurz vor dem Entladen des Lastenbehälters. Der Probenehmer beaufsichtigt das Be- und Entladen des Mists in den bzw. aus dem Lastenbehälter des Transportmittels, um sich davon zu überzeugen, dass die beprobte Ladung vollständig aus den/dem angemeldeten Düngercode(s) besteht, und um zu kontrollieren, ob keine anderen Materialien als der beprobte Mist in dem Ladebehälter hinzugefügt wurden. Um die Stellen für die Abgriffe festzulegen, wird der Ladebehälter in acht gedachte Rechtecke vergleichbarer Größe eingeteilt. Anschließend wird in jedem Rechteck ein Abgriff vorgenommen. Diese Abgriffe werden in einer willkürlichen, aber unterschiedlichen Tiefe entnommen. Die Beprobung aus einem Ladebehälter eines Transportmittels ist nur zulässig, wenn Vorrichtungen vorhanden sind, wodurch die gesamte Fläche des Behälters sicher erreichbar ist und die Abgriffe in einer ausreichenden Tiefe entnommen werden können. Ob diese Vorrichtungen verfügbar sind, muss vorab festgestellt werden. Wenn dies nicht der Fall ist oder unter Berücksichtigung von Aspekten des Arbeitsschutzes nicht sicher möglich ist, wird die Beprobung vom Probenehmer nicht begonnen oder eingestellt. 
5.4. Beprobung nach dem Entladen
Der Probenehmer ist während des Entladens der Ladung anwesend; mit dem Entladen darf erst begonnen werden, wenn der Probenehmer anwesend ist. Der Mist wird beprobt, wenn er entladen wurde und auf einem Haufen liegt. 
Die Probenahme darf nur ausgeführt werden, wenn die Mistladung von anderen Mist- oder Materialladungen getrennt ist, welche die Zusammensetzung des Mists beeinflussen können. Der Haufen wurde durch das Transportunternehmen in Zusammenarbeit mit dem Abnehmer für die Beprobung zugänglich gemacht. 
Die Beprobung nach dem Entladen muss mindestens acht Abgriffe umfassen.
5.5. Beprobung in Big Bags 
Die Zahl der zu beprobenden Big Bags hängt von der Größe der Ladung ab, wobei mindestens ein Abgriff für jeweils fünf Big Bags vorgenommen werden muss. Die zu beprobenden Big Bags der jeweiligen Ladung werden willkürlich ausgewählt. Von jedem Big Bag (mit einem Inhalt von ca. einem Kubikmeter) wird mindestens ein Abgriff genommen. In den Big Bags wird abwechselnd in ungefähr horizontaler Richtung und ungefähr vertikaler Richtung eine Probe entnommen. Es werden mindestens acht Abgriffe vorgenommen. Der Probenehmer beaufsichtigt das Laden der beprobten Charge in Big Bags mit verpacktem Mist.
5.6. Beprobungssystematik
5.6.1. Verwendung der Instrumente
Der Probenehmer wählt das seiner Ansicht nach für die Probenahme am besten geeignete Instrument. In diesem Abschnitt wird beschrieben, wie die Instrumente verwendet werden müssen. 
5.6.2. Beprobung mit dem Edelman-Bohrer
Den Bohrer am Handgriff halten und vertikal oder schräg auf dem Misthaufen ansetzen. Den Bohrer im Uhrzeigersinn und mit geringem Druck in den Haufen drehen. Nach ca. 2¼ kompletten Umdrehungen (von 360°) hat sich der Bohrer 10 cm in den Haufen gegraben und ist bis zum Bügel mit ausreichend Mistmaterial gefüllt. Abhängig von der Zusammensetzung des Misthaufens sind mehr oder weniger Umdrehungen erforderlich, um das gewünschte Ergebnis zu erreichen. Um eine Probe in einer größeren Tiefe zu entnehmen, muss ein Schacht gebohrt werden, bis die gewünschte Probenahmestelle erreicht ist. Gegebenenfalls muss dabei einige Male ein voller Bohrer aus dem Misthaufen gezogen werden, um an die gewünschte Probentiefe zu gelangen. Dieses Material ist nicht Bestandteil der Probe. 
Den vollen Bohrer herausdrehen und unter leichtem Drehen aufwärts ziehen. Den Bohrer vor dem Entleeren schräg mit der Spitze in einen Sammelbehälter oder auf eine Plane aufsetzen. Mit dem Bohrer auf den Boden des Behälters oder auf die Plane klopfen. Das Material löst sich und das Restmaterial kann per Hand oder auf andere Weise aus dem Bohrer entfernt werden. 
Hinweis: Die Erzeugung eines Schachts kann durch Verwendung eines verlängerten Edelman-Bohrers beschleunigt werden.
5.6.3. Beprobung mit Handschaufel/Schaufel mit angepasster Öffnung (Mistpartikel >10 mm)
Die Handschaufel/Schaufel so weit wie möglich schräg in Richtung Mittelpunkt der Charge in das Material hinein drücken. Darauf achten, dass die Handschaufel/Schaufel vollständig gefüllt ist und dass alle Abgriffe dieselbe Größe haben. Überschüssiges Material entfernen, das oben auf der Handschaufel/Schaufel liegt (es gehört nicht zum Abgriff). Das Material aus der Handschaufel/Schaufel in den Sammelbehälter oder auf eine Plane entleeren. Den Mist über der Beprobungsstelle stets wegschaufeln, sodass das tiefer gelegene Material erreichbar ist.
5.6.4. Anfertigen einer Laborprobe
Die Abgriffe werden vor Ort auf einer Plane oder in einer breiten Schale ausgeschüttet. Der Mist wird gründlich vermischt, indem er dreimal hintereinander aufgehäuft und wieder ausgebreitet wird, und anschließend durch Vierteln reduziert. Dabei wird der Mist kreisförmig ausgestrichen und in vier Viertel aufgeteilt. Zwei einander gegenüberliegende Viertel werden dann entfernt und die übrigen Viertel werden zusammengefügt und erneut vermischt. Dies wird so lange wiederholt, bis die erforderliche Größe der Laborprobe erreicht ist. Verwenden Sie zum Vermischen möglichst eine Handschaufel oder eine größere Schaufel. 
5.7. Verpackung, Transport und Übergabe zur Analyse
Die Laborprobe wird in eine saubere und dichte Probenverpackung gefüllt und erhält eine eindeutige Identifikation. Die Probenverpackung und Identifikation müssen der Beschreibung in Anhang H (AP05) der Durchführungsverordnung zum Düngemittelgesetz entsprechen. 
Die Laborprobe wird so transportiert und aufbewahrt, dass sie keinem Temperaturanstieg ausgesetzt ist (geschützt vor Sonneneinstrahlung). Wird die Probe nicht binnen 24 Stunden dem Labor übergeben, muss die Probe binnen 12 Stunden nach der Probenahme bei 3 °C gekühlt aufbewahrt werden, mit einer zulässigen Abweichung von höchstens 4 °C. Die Übergabe an einen Kurier des Labors oder im Namen des Labors tätigen Kurier gilt ebenfalls als Übergabe an das Labor, weshalb AP05 weiterhin gilt. 
6. Erfassung und Archivierung
Vor, während und nach der Beprobung sammelt die Probenahmestelle Daten und erfasst diese Informationen.
Alle Daten werden für mindestens fünf Jahre archiviert, und zwar so, dass sie neu interpretiert werden können und jederzeit rasch auf sie zugegriffen werden kann. Es ist gestattet, diese Daten elektronisch zu speichern, sofern die relevanten Anforderungen aus NEN-EN-ISO/IEC 17020 oder NEN-EN-ISO/IEC 17025 erfüllt werden. 
Im Allgemeinen erfasst der Probenehmer:
– Abweichungen von der im Protokoll beschriebenen Vorgehensweise
– Abweichungen von der Beprobungsstrategie der Probenahmestelle
– Besonderheiten, die auf betrügerische Handlungen hindeuten können.
Besonderheiten, die auf betrügerische Handlungen hindeuten können, meldet der Probenehmer auch der Ministerin.
Jeder Laborprobe liegt ein Begleitdokument bei, das auf jeden Fall folgende Angaben enthält:
• Datum und Zeitraum der Beprobung (Datum des Abtransports = Datum der Beprobung)
• Kundennummer/Handelskammer-Nummer des Lieferanten der Düngemittel (Lieferant/Hersteller)
• Name oder Nummer des Probenehmers
• Anschrift des Betriebs, in dem die Probe genommen wurde.
• geschätztes Volumen der Ladung
• Düngercode [Verweis auf Codes in Anhang I der Durchführungsverordnung zum Düngemittelgesetz] 
• Probenverpackungsnummer
 
• Abweichungen von der im Protokoll beschriebenen Vorgehensweise
• Besonderheiten
• Nummer der Transportbescheinigung für tierische Düngemittel
7. Beprobungsstrategie
7.1. Allgemeines
Vor der Beprobung hat die Probenahmestelle eine Beprobungsstrategie entwickelt (NEN-EN-ISO/IEC 17025 bezeichnet dies als Beprobungsplan und Beprobungsverfahren). 
In dieser Strategie standardisiert die Probenahmestelle für sich selbst die Durchführung der Beprobung, sofern dies noch nicht in dem vorhergehenden Abschnitt vorgeschrieben ist. 
Es geht hier beispielsweise darum, wie der Umfang der Ladung geschätzt wird, um die Beurteilung, ob die Beprobung unter Aspekten des Arbeitsschutzes sicher ausgeführt werden kann, sowie um die Auswahl der für die Abgriffe am besten geeigneten Instrumente. 
Der RvA beurteilt die Validität der Beprobungsstrategie und das System der Entwicklung dieser Strategie. 
7.2. Regelmäßige Aktualisierung
Die Beprobungsstrategie wird regelmäßig und mindestens alle zwei Jahre aktualisiert.
8. Qualitätssicherung
8.1. Primärkontrolle
Die Probenahmestelle ist verantwortlich für die eigene Qualitätsüberwachung und -sicherung mittels Primärkontrollen. Die Primärkontrolle umfasst die Kontrolle auf vollständige und korrekte Durchführung der vorgeschriebenen Tätigkeiten durch die Probenahmestelle selbst. Dazu gehört mindestens, dass der Probenehmer selbst die eigenen Tätigkeiten kontrolliert und rechtzeitig korrigiert oder ergänzt. Für dieses Akkreditierungsprogramm gelten die Anforderungen in Bezug auf die Qualitätssicherung gemäß NEN-EN-ISO/IEC 17020 und NEN-EN-ISO/IEC 17025. 
Von einer Stelle, die gemäß NEN-EN-ISO/IEC 17025 akkreditiert ist, wird für eine Akkreditierung zusätzlich gefordert, dass sie die in NEN-EN-ISO/IEC 17020 beschriebenen Abschnitte erfüllt, die für eine Stelle vom Typ A gelten: 
– Unparteilichkeit und Unabhängigkeit gemäß Ziffer 4.1 in Verbindung mit Anhang A.1 
Von einer Stelle, die gemäß NEN-EN-ISO/IEC 17020, die für eine Stelle vom Typ A gilt, akkreditiert ist, wird für eine Akkreditierung zusätzlich gefordert, dass sie die in NEN-EN-ISO/IEC 17025 beschriebenen Abschnitte erfüllt: 
– Methoden im Sinne der Beschreibung in Ziffer 5.4 und Ziffer 5.7; 
– Sicherung der Qualität der Beprobung, wie in Ziffer 5.9 beschrieben. 
8.2 Harmonisierungsgespräche
Zwischen den akkreditierten Probenahmestellen finden mindestens einmal jährlich Harmonisierungsgespräche zum Zweck des Wissensaustauschs auf strategischer und ausführender Ebene statt. Die akkreditierten Probenahmestellen nehmen aktiv an diesen Gesprächen teil. Ferner nimmt auch ein Vertreter des Ministeriums für Landwirtschaft, Natur und Lebensmittelqualität an den Harmonisierungsgesprächen teil. Auch der RvA kann sich an diesen Gesprächen aufgefordert oder unaufgefordert beteiligen. 
Ziel der Harmonisierungsgespräche ist die kontinuierliche Überwachung und Verbesserung der Qualität und Unabhängigkeit der Probenahme und die Entwicklung der Beprobungssystematik und eines Wissensaustausches zum Thema Beprobung zwischen akkreditierten Probenahmestellen auf strategischer und ausführender Ebene. In diesem Zusammenhang wird bei den Harmonisierungsgesprächen unter anderem die Ringuntersuchung koordiniert (siehe Ziffer 8.3). 
Im Rahmen der Harmonisierungsgespräche wird die Ministerin für Landwirtschaft, Natur und Lebensmittelqualität zu dem System der unabhängigen Probenahme und dessen Funktionsweise beraten. 
8.3. Ringuntersuchung
Bei einer Ringuntersuchung entnehmen die Probenehmer der teilnehmenden Probenahmestellen aus derselben Ladung eine Probe und stellen eine Laborprobe zusammen. Beurteilt wird, ob die Probenahmen und die Zusammenstellung der Laborproben gemäß dem dafür geltenden Protokoll erfolgen. Die Beurteilungskommission setzt sich aus Probenehmern der verschiedenen teilnehmenden Probenahmestellen zusammen, eventuell ergänzt um Fachleute von dritter Seite.
In den Harmonisierungsgesprächen legen die akkreditierten Probenahmestellen jährlich die Häufigkeit der Ringuntersuchung fest. Eine Probenahmestelle muss mindestens zweimal jährlich für ihre akkreditierten Tätigkeiten an einer Ringuntersuchung teilnehmen. Die Ringuntersuchung wird in den Harmonisierungsgesprächen koordiniert und ausgearbeitet (siehe Ziffer 8.2). 
Ausgangspunkte dabei sind: 
– Die akkreditierten Probenahmestellen übernehmen in einem Rotationssystem die Organisation der Ringuntersuchung oder beauftragen eine unabhängige dritte Partei damit;
– der/die Probenehmer für die Ringuntersuchung wird/werden zufällig ausgewählt, wobei mindestens ein Probenehmer je Probenahmestelle vertreten ist;
– sie nehmen unabhängig voneinander eine Probe aus derselben Ladung und stellen eine Laborprobe zusammen;
– in den Harmonisierungsgesprächen werden die Fortschritte und die Planung der Ringuntersuchung sowie die Berichterstattung dazu besprochen.
8.4 Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften
Hinsichtlich der Kontrolle, die dem niederländischen Amt für Lebensmittel und Bedarfsgegenstände NVWA (Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften) obliegt, wird auf Ziffer 10 verwiesen.
9. Berichterstattung
Der RvA kontrolliert die Einhaltung der Anforderungen des AP06 regelmäßig (mindestens alle zwei Jahre), aber auch stichprobenartig. 
Der RvA hat die Möglichkeit, eine Akkreditierung zu entziehen oder den gesamten oder teilweisen Geltungsbereich (zeitweise) auszusetzen. Der RvA urteilt in angemessener Weise. 
Im Falle der Aussetzung oder des Entzugs der Akkreditierung meldet der RvA dies umgehend der Ministerin für Landwirtschaft, Natur und Lebensmittelqualität. Stellen, deren Akkreditierung entzogen oder ausgesetzt wurde, dürfen keine Mistproben aufgrund des Düngemittelgesetzes nehmen. 
10. Kontrolle der Einhaltung
Ergänzend zu den Beurteilungen durch den RvA beaufsichtigt das NVWA die Einhaltung der Durchführungsverordnung zum Düngemittelgesetz. Dabei kann das NVWA auch Anforderungen aus dem AP06 heranziehen. 
Jede Probenahmestelle übermittelt die Planung der Betriebsbesuche am vorausgehenden Werktag bis 15.00 Uhr an das NVWA (Artikel 78l der Verordnung). Hierdurch hat das NVWA die Möglichkeit, vor Ort und zum Zeitpunkt der Beprobung anwesend zu sein, um die Ausführung durch den Probenehmer anhand des Protokolls zu beurteilen und um gegebenenfalls (zu einem späteren Zeitpunkt) selbst eine Kontrollprobe zu nehmen. 
Der NVWA-Inspektor kontrolliert dabei:
– die Arbeitsweise der Probenehmer, die dem Protokoll für die Sicherstellung der Repräsentativität der Probe entsprechen muss; 
– die Vollständigkeit und Richtigkeit der schriftlichen Aufzeichnungen, die vom Probenehmer gefordert werden;
– die Unabhängigkeit des Probenehmers.
Darüber hinaus kann der NVWA-Inspektor selbst auch Proben nehmen, um die Analyseergebnisse miteinander zu vergleichen. 
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Begründung
1. Einleitung
Verschiedene Abschnitte der Durchführungsverordnung zum Düngemittelgesetz (Uitvoeringsregeling Meststoffenwet, URM) werden geändert. Das Verfahren für die unabhängige Probenahme wird in mehreren Punkten geändert. Ferner entfällt die Möglichkeit, Transportbescheinigungen für tierische Düngemittel auf Papier einzureichen. . Anhang Aa wird um Stoffe, die als Düngemittel in Verkehr gebracht werden können, ergänzt. Außerdem wird mit der vorliegenden Verordnung geregelt, dass RVO.nl sich bis zum Zeitpunkt der Umsetzung des Gesetzes über die Erfassung topografischer Basisdaten in großem Maßstab (Wet Basisregistratie Grootschalige Topografie, BGT) zur Ermittlung der Grenzen der landwirtschaftlichen Parzellen weiterhin auf die Basiskarte AAN (Agrarisch Areaal Nederland, Landwirtschaftliche Fläche Niederlande) stützt.
Abschließend werden mehrere Vorschriften aufgenommen, um betrügerischen Handlungen im Zusammenhang mit Mist entgegenzuwirken, es werden mehrere Pauschalwerte für den Mineralstoffgehalt in Tierfutter korrigiert und es werden im Zusammenhang mit den vorstehenden Änderungen mehrere gesetzliche Korrekturen bzw. redaktionelle Anpassungen vorgenommen.
Nachstehend werden die jeweiligen Änderungen nach Themenbereich erläutert.
2. Änderungen in der URM nach Themenbereich 
2.1 Unabhängige Probenahme
Am 1. Oktober 2017 wurden die Vorschriften zur unabhängigen Probenahme von aus Dickfraktion bestehendem Festmist eingeführt. Nach den ersten Erfahrungen mit diesem neuen System wird dieses nun in einigen Punkten geändert.
2.1.1 Streichen der Chargenbeprobung
Die Möglichkeit, eine Charge anstelle der jeweiligen Ladung zu beproben, wurde gestrichen. Bisher war eine Methode zur Beprobung einer Charge vorgesehen, sodass diese später in verschiedenen Ladungen abtransportiert werden konnte. Eine wichtige Überlegung für die Aufnahme dieser Option neben der Ladungsbeprobung war die Erwartung, dass die Chargenbeprobung deutlich kostengünstiger sein würde. Nun gibt es mehrere Gründe dafür, die Möglichkeit der Chargenbeprobung aus der Verordnung zu streichen. 
Hinsichtlich der Durchführung der Chargenbeprobung hat Wageningen University & Research (WUR) die Empfehlung ausgesprochen, die Zahl der Abgriffe für die Stichprobe deutlich zu erhöhen. Dies würde zu einer deutlichen Verringerung des Kostenvorteils einer Chargenbeprobung gegenüber einer Ladungsbeprobung führen.
Daneben hat das NVWA festgestellt, dass die Mistchargen häufig so gelagert sind, dass das Beprobungsprotokoll nicht hinreichend befolgt werden kann und dadurch die Zuverlässigkeit der Probenahme gefährdet ist. Auch weisen sowohl das NVWA als auch die Probenahmestellen darauf hin, dass die Chargenbeprobung ein Risiko für die Durchsetzung birgt. Es wird nicht hinreichend sichergestellt, dass die Charge in dem Zustand erhalten und abtransportiert wird, wie sie beprobt wurde.
Schließlich haben die Probenahmestellen und das NVWA festgestellt, dass die Arbeitsbedingungen bei Chargenbeprobungen häufig nicht im Einklang mit den arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen stehen. Obgleich vorgeschrieben ist, dass der Lieferant geeignete Vorrichtungen zur Verfügung stellen muss, ist dies in der Praxis häufig nicht gewährleistet.
Nach Abwägung aller Aspekte wurde beschlossen, die Möglichkeit der Chargenbeprobung aus der Verordnung zu streichen. 
2.1.2 Zeitpunkt der Meldung einer Probenahme
Um dem NVWA die Anwesenheit bei einem Teil der unabhängigen Probenahmen und den Probenahmestellen die Organisation ihrer Arbeit zu ermöglichen, muss der Zeitpunkt der Probenahme frühzeitig angemeldet werden. Die Anmeldung des Zeitpunkts der Probenahme durch die Probenahmestellen bis 13.00 Uhr am Vortag stellte die Transportunternehmen vor zahlreiche praktische Probleme. Transporte sind abhängig von den Bedingungen auf der Straße und in der Praxis werden viele Misttransporte erst bekannt, wenn die Anmeldefrist bereits verstrichen ist. Andererseits benötigen die Probenahmestellen Zeit für die Planung ihrer Arbeit und das NVWA benötigt Zeit für die ordnungsgemäße Durchführung der Aufsicht. In den Harmonisierungsgesprächen erfolgte eine Abwägung dieser Interessen und es wurde empfohlen, den Anmeldezeitpunkt auf spätestens 15.00 Uhr an dem der Probenahme vorausgehenden Werktag festzusetzen. Diese Verlängerung der Anmeldefrist wird der Praxis hinreichend gerecht und ermöglicht es zugleich der Probenahmestelle und dem NVWA, ihre Arbeit zu planen. Der neue Anmeldezeitpunkt wurde daher in die Verordnung aufgenommen.
2.1.3 Änderungen bei der Meldung der Probenahme 
Das Meldeverfahren für die Probenahme wurde in verschiedenen Punkten geändert. 
In Artikel 78a Absatz 2 wird klargestellt, dass neben dem Transportunternehmen auch der Lieferant einer aus Dickfraktion bestehenden Festmistladung dafür verantwortlich ist, dass diese Ladung von einer (akkreditierten) Probenahmestelle beprobt wird. Das Transportunternehmen oder der Lieferant selbst erteilt einer Probenahmestelle einen entsprechenden Auftrag. Ferner sieht Artikel 78l vor, dass der Lieferant auch dafür verantwortlich ist, dass der Ministerin die Probenahmeplanung rechtzeitig und in der richtigen Art und Weise von der Probenahmestelle gemeldet wird, damit eine Kontrolle durchgeführt werden kann. Dasselbe gilt für eine eventuelle Änderung oder Rücknahme der Meldung. Diesbezüglich müssen sich der Lieferant, das Transportunternehmen und die Probenahmestelle vorab abstimmen.
Sowohl das Transportunternehmen als auch der Lieferant sind für die Erfüllung der Pflichten im Hinblick auf die Beprobung einer aus Dickfraktion bestehenden Mistladung verantwortlich und können mit einem Bußgeld belegt werden, wenn sie diesen Pflichten nicht nachkommen. Gegen den Lieferanten kann auch ein Bußgeld verhängt werden, wenn die Probenahmeplanung nicht, nicht auf die richtige Art und Weise oder nicht rechtzeitig gemeldet, geändert oder zurückgenommen wird. Es ist daher im Interesse des Lieferanten und des Transportunternehmens, sich untereinander und mit der Probenahmestelle abzustimmen und mit zuverlässigen Partnern zusammenzuarbeiten.
Daneben wird, um mehr Flexibilität zu erreichen, aber auch, um in der Anmeldeanwendung eine schlüssige Planung erstellen zu können, die Möglichkeit geschaffen, künftig bis zu drei Stunden vor dem Beginn des gemäß Artikel 78l Absatz 2 Buchstabe a angemeldeten Zeitraums eine Abmeldung oder Änderung vorzunehmen. In diesem Zusammenhang wurde in den Harmonisierungsgesprächen auch vereinbart, was unter einem Beprobungszeitraum zu verstehen ist. Ein Zeitraum weist einen bestimmten Beginn- und Endzeitpunkt auf, zwischen denen maximal zwei Stunden liegen. Die Probenahme muss in diesem Zeitraum durchgeführt werden. Der Deutlichkeit halber wurde in der Verordnung daher jetzt auch festgelegt, dass ein Zeitraum zwei Stunden umfasst.
Mit einer weiteren Änderung wird bezweckt, zusätzliche Daten bei der Meldung der Probenahme zu erheben. Bei der Meldung der Planung des unabhängigen Probenehmers müssen künftig auch die Namen, Anschriften und die von der Ministerin zur Identifikation vergebenen Nummern des Lieferanten, des Transportunternehmens und das Abnehmers angegeben werden. Diese zusätzlichen Daten sind erforderlich, um die unabhängige Probenahme besser und gezielter überwachen zu können. Sie dürfen, ebenso wie der angegebene Zeitraum, bis spätestens drei Stunden vor Beginn des angegebenen Zeitraums geändert werden. Davon ausgenommen ist eine Änderung des Orts, an dem die Beprobung stattfindet. Der Ort der Beprobung ist ausschlaggebend für das System der unabhängigen Probenahme, daher kann eine Änderung nur über die Rücknahme der Meldung und anschließende Abgabe einer neuen Meldung erfolgen. 
2.1.4 Gewünschte Meldung von Probenahmen pro halbem Tag
Aus dem Sektor wurde der Wunsch geäußert, Probenahmen bei Vermittlerunternehmen, wo eine intensive Beprobung erfolgt, da sich Beprobungen beim Be- und Entladen dort konzentrieren, und wo daher permanent ein Probenehmer anwesend ist, für Zeiträume von einem halben Tag anstatt für Zeiträume von zwei Stunden anmelden zu dürfen. Das NVWA hat in Bezug auf diesen Wunsch eine Abwägung vorgenommen, bei der die bisherigen Erfahrungen mit der unabhängigen Probenahme berücksichtigt wurden. In dieser Verordnung wird durch die Einführung eines späteren Anmeldezeitpunkts und die Möglichkeit der Änderung oder Rücknahme von Anmeldungen zwar bereits mehr Flexibilität für das Anmeldeverfahren geboten, aber dennoch wird dem Wunsch des Sektors unter bestimmten Voraussetzungen nachgekommen. Dazu wird ein neuer Artikel eingefügt, Artikel 78la.
Grundsätzlich muss weiterhin jede Probenahme gemäß Artikel 78l gesondert gemeldet werden, sodass im Interesse einer risikobezogenen Durchsetzung immer für jede gemeldete Beprobung einer Ladung deutlich ist, wer der dazugehörige Lieferant und Abnehmer sind. Die Möglichkeiten einer Änderung gemäß Artikel 78l Absatz 3 und 4 finden weiterhin uneingeschränkt Anwendung.
Findet die Beprobung bei einem Vermittlerunternehmen mit konstantem An-/Abtransport von Dickfraktion statt, darf der Lieferant die Beprobung einer Ladung in einem längeren Zeitraum beim NVWA anmelden (lassen). Dafür gilt ein Zeitraum von höchstens einem halben Tag (vormittags von 06.00 Uhr bis 12.00 Uhr oder nachmittags von 12.00 Uhr bis 18.00 Uhr), wenn bei dem Vermittlerunternehmen an dem betreffenden halben Tag mindestens fünf Ladungen beprobt werden. Die Meldung kann für einen Zeitraum von einem Tag (06.00 Uhr bis 18.00 Uhr) erfolgen, wenn bei dem Vermittlerunternehmen mindestens zehn Ladungen an dem betreffenden Tag beprobt werden. Dies erfordert ein gewisses Maß an Abstimmung zwischen dem Lieferanten einer Ladung und dem Vermittlerunternehmen, bei dem die Beprobung stattfindet, um zu prüfen, ob die Anmeldung der Beprobung in einem Zeitraum von einem halben Tag oder einem Tag erfolgen kann. Für Beprobungen bei Vermittlerunternehmen, die zwischen 18.00 Uhr und 06.00 Uhr am Folgetag stattfinden, besteht nicht die Möglichkeit der Anmeldung für einen längeren Zeitraum. Diese Beprobungen müssen für einen Zeitraum von maximal zwei Stunden angemeldet werden.
Stellt sich im Rahmen einer Kontrolle heraus, dass bei einem spezifischen Vermittlerunternehmen die Einhaltung der Vorschriften im Zusammenhang mit der Anmeldung oder unabhängigen Beprobung von Dickfraktion nicht hinreichend sichergestellt ist, kann für Beprobungen, die bei diesem Vermittlerunternehmen stattfinden, aus diesem Grund die Möglichkeit der Anmeldung für einen längeren Zeitraum ausgeschlossen werden. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn für Beprobungen bei einem Vermittlerunternehmen wiederholt Anmeldungen für einen halben Tag oder einen Tag erfolgen, während die Zahl der zu beprobenden Ladungen bei diesem Unternehmen weniger als fünf pro halbem Tag oder weniger als zehn pro Tag beträgt. Diese Bestimmung gilt auch, wenn bei einem Vermittlerunternehmen die Anforderungen an die unabhängige Probenahme nicht erfüllt werden.
2.1.5 Zwischenlagerung von Proben
In Artikel 80 ist explizit festgelegt, dass die Aufbewahrung der entnommenen Probe durch die Probenahmestelle nicht auf dem Gelände oder in Gebäuden eines Lieferanten, Transportunternehmens oder Abnehmers von Mist stattfinden darf. Die Aufbewahrung unabhängig entnommener Proben bei einem Lieferanten, Transportunternehmen oder Abnehmer von Mist fördert nach Auffassung des NVWA betrügerische Handlungen. 
2.2 Bestimmung der Mistmenge
Die Bestimmung der Menge des abtransportierten und des angelieferten Mists ist von wesentlicher Bedeutung für den Nachweis der Mist- und Nährstoffströme. Die abtransportierte und angelieferte Nährstoffmenge wird durch Multiplikation der Mistmenge mit dem analysierten Nährstoffgehalt dieses Mists bestimmt. In der Praxis wurden diverse Vorfälle in Bezug auf die Mengenbestimmung festgestellt, wobei das erfasste Gewicht höher war als das tatsächliche Gewicht des abtransportierten Mists. Daher wurden in Artikel 76 URM weitere Anforderungen in Bezug auf das Wiegen aufgenommen, um die Zuverlässigkeit der Gewichtsbestimmung zu verbessern und die Manipulationsrisiken weiter zu begrenzen. 
Zum einen muss der Mist unmittelbar nach dem Beginn des Transports gewogen werden. Das bedeutet, dass eine Wiegestation in der Nähe des Abfahrtsorts angefahren werden muss. Wegen der ungleichen Verteilung der Wiegestationen in den Niederlanden und im Interesse des freien Dienstleistungsverkehrs wird keine maximale Entfernung festgelegt, innerhalb derer die Wägung erfolgen muss. Befinden sich mehrere Wiegestationen in der Nähe des Abfahrtsorts, haben die Transportunternehmen somit die Wahl, bei welcher dieser Stationen sie die Ladung wiegen lassen. Bei der Durchsetzung dieser Vorschrift wird geprüft, ob das Transportunternehmen unter Berücksichtigung der verfügbaren Wiegestationen und der Route zum Bestimmungsort die Anforderung der unverzüglichen Wägung angemessen erfüllt hat. Dies ist beispielsweise nicht der Fall, wenn kurz vor der Ankunft am Bestimmungsort gewogen wird oder wenn auf dem Weg bereits mehrere Wiegestationen in einigen Kilometern Abstand passiert wurden.
Zum anderen entfällt die Möglichkeit, das Leergewicht des Transportmittels nach dem Transport zu bestimmen. Dies muss künftig stets unmittelbar vor dem Transport ermittelt werden. Damit entfällt auch die Möglichkeit, zwischen zwei aufeinanderfolgenden Ladungen das Leergewicht des Transportmittels für beide Ladungen zu bestimmen.
Die Wägung muss mit einer Waage erfolgen, die den Anforderungen an nichtselbsttätige Waagen im Sinne des Erlasses über Messgeräte und Wirtschaftsakteure genügt. Der Verweis in Artikel 1 URM wurde dazu aktualisiert.
Gemäß Artikel 76 Absatz 6 und 7 URM muss das Transportunternehmen über einen Wägenachweis verfügen, in dem das Gewicht, das Datum und der Zeitpunkt der Wägung, die Identifikation der Waage, das Kennzeichen des Transportmittels und die laufende Nummer der Wägung angegeben sind. Dies sind Standardangaben für einen Wägebericht. Dieser Nachweis muss von einer Waage erzeugt werden und während des Misttransports im Fahrzeug mitgeführt werden. Der Nachweis kann in Papierform oder elektronisch vorliegen. Er muss anschließend gemäß Artikel 76 Absatz 8 und Artikel 34 Absatz 2 bzw. 39 Absatz 4 und Artikel 48 URM für die Dauer von fünf Jahren in den Büchern aufbewahrt werden. 
Jeder Transport in den Niederlanden muss den Anforderungen in Bezug auf die Wägung entsprechen. Werden Düngemittel aus dem Ausland in die Niederlande verbracht, muss spätestens bei der ersten Gelegenheit in den Niederlanden eine Wägung erfolgen und es müssen die Anforderungen in Artikel 76 erfüllt werden, beispielsweise das Mitführen einer Wägebescheinigung während des Transports. Wird bei der Ausfuhr erst nach dem Passieren der Grenze gewogen, können die niederländischen Behörden nicht hinreichend kontrollieren, ob die Wägung tatsächlich im Einklang mit den geltenden Vorschriften erfolgt ist. Da es zur Verhinderung von Verlusten wichtig ist, die Mistströme zu verfolgen, wird vorgeschrieben, dass bei Ausfuhren das Gewicht vor der Ausfuhr bestimmt werden muss. Diese Beschränkung des freien Warenverkehrs ist durch zwingende Erfordernisse des allgemeinen Interesses, nämlich den Schutz der Umwelt, gerechtfertigt.
2.3 Elektronische Übermittlung der Transportbescheinigung für tierische Düngemittel (vervoersbewijs dierlijke meststoffen, VDM)
Die Möglichkeit, eine VDM in Papierform an RVO.nl zu senden, wurde gestrichen. Ausgangspunkt der Vorschriften ist die Pflicht, eine VDM zu erstellen und die Angaben in der VDM elektronisch zu übermitteln (Artikel 53 des Durchführungserlasses zum Düngemittelgesetz (Uitvoeringsbesluit Meststoffenwet, UBM)). Mit der Übermittlung der VDM wird Rechenschaft über den Misttransport und die abtransportierte Menge Phosphat und Stickstoff abgelegt. Es ist wichtig, dass hierauf besondere Sorgfalt verwendet wird, da eine fehlerhafte Erfassung der Daten sich auf das Düngermanagement auswirkt und damit auf Managemententscheidungen des Unternehmers hinsichtlich der Ausbringung von Dünger. Unrichtige Angaben können auch mit Bußgeldern geahndet werden. 
Gemäß Artikel 54 UBM kann per Verordnung eine Ausnahme von der elektronischen Übermittlung der Daten in der VDM verfügt werden. Dies wird in Artikel 64 Absatz 4 URM geregelt. Damit dürfen die Daten in Papierform geliefert werden.
Diese Ausnahme gilt für die elektronische Übermittlung der Daten in der VDM für Transporte, die anhand von Pauschalgehalten bestimmt werden (gemäß Artikel 84 bis 91 URM). Dies sind Transporte, die nicht beprobt, gewogen und analysiert werden. Mit der vorliegenden Verordnung wird diese Ausnahme gestrichen, sodass auch für diese Transporte die Daten elektronisch übermittelt werden müssen.
Die rechtzeitige Übermittlung und Verfügbarkeit der Transportdaten bei RVO.nl ist für eine adäquate Aufsicht und effektive Durchsetzung von Bedeutung. Für die ordnungsgemäße Aufsicht und Durchsetzung müssen RvO.nl und das NVWA daher frühzeitig einen Überblick über die Transporte haben, für die anhand von Pauschalwerten Rechenschaft abgelegt wird. Indem das Transportunternehmen selbst die VDM elektronisch übermittelt, stehen die Daten in den Registern früher zur Verfügung als bei einer Übermittlung in Papierform. Die Verarbeitung der in Papierform gelieferten Daten in dem entsprechenden Register ist nämlich zeitaufwändiger. Darüber hinaus verbessert sich die Qualität des Registers, da bei elektronischer Eingabe verhindert wird, dass die auf Papier gelieferten Daten falsch gelesen oder übernommen werden. Um den betroffenen Parteien Zeit einzuräumen, sich auf diese neue Übermittlungsart einzustellen, wurde eine Übergangsfrist festgelegt.
2.4 Änderung im Zusammenhang mit dem Gesetz über die Erfassung topografischer Basisdaten (Basisregistratie Grootschalige Topografie, BGT) in großem Maßstab
Am 1. Januar 2016 ist das Gesetz über die Erfassung topografischer Basisdaten in großem Maßstab (Basisregistratie Grootschalige Topografie, BGT) in Kraft getreten. Die BGT ist die (digitale) detaillierte großmaßstäbige Basiskarte der Niederlande insgesamt mit den topografischen Grenzen aller physischen Objekte in den Niederlanden, wozu auch die Grenzen landwirtschaftlicher Parzellen gehören. Zur Ermittlung der topografischen Grenzen von Parzellen wird RVO.nl künftig die BGT verwenden. Die Verwendung der BGT als Quelle erfordert jedoch eine sorgfältige Vorbereitung. Während dieser Vorbereitung stützt RVO.nl sich gemäß Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe d des Gesetzes über die Erfassung topografischer Basisdaten in großem Maßstab in Bezug auf die Grenzen landwirtschaftlicher Parzellen weiterhin auf die Basiskarte AAN (Agrarisch Areaal Nederland, Landwirtschaftliche Fläche Niederlande).
3. Änderungen in den Anhängen zur URM
3.1 Ergänzungen in Anhang Aa
Anhang Aa wird um sechs neue Stoffe ergänzt, die als Düngemittel in Verkehr gebracht oder als Stoff für die Herstellung von Düngemitteln verwendet werden können. 
Die erste Ergänzung (Ergänzung in Teil I des Anhangs) betrifft einen Reststoff, der bei der industriellen Gewinnung von Magnesium entsteht. Bei dem Stoff handelt es sich um ein Gemisch aus Magnesiumcalciumoxid und Magnesiumcalciumhydroxid. Der neutralisierende Wert ist der wichtigste wertgebende Bestandteil und damit wird der Stoff als Kalkdünger betrachtet. Der Sachverständigenausschuss zum Düngemittelgesetz (Commissie Deskundigen Meststoffenwet, CDM) hat den Stoff gemäß dem „Protokoll zur Beurteilung von Stoffen im Rahmen des Düngemittelgesetzes, Fassung 3.1“ geprüft und ist zu einem positiven Urteil gelangt.
Bei der zweiten Ergänzung handelt es sich um einen Reststoff, der beim Recycling von separat gesammelten Gipsplatten und/oder Gipsblöcken entsteht. Der Stoff liefert Calcium und Schwefel als wertgebende Bestandteile. Der Stoff wird als sonstiger anorganischer Dünger (Kategorie I) oder als Düngergrundstoff (Kategorie III) angesehen. Der CDM hat den Stoff gemäß dem „Protokoll zur Beurteilung von Stoffen im Rahmen des Düngemittelgesetzes, Fassung 3.1“ geprüft und ist zu einem positiven Urteil gelangt. Der Stoff wird in beide Kategorien von Anhang Aa aufgenommen.
Der folgende Stoff wird zu Teil IV Abschnitt C2 hinzugefügt. Es handelt sich um einen Reststoff, der bei der Herstellung von Lebensmitteln wie Salaten, Saucen und Quiches entsteht. Das Produkt besteht nahezu ausschließlich aus eingedicktem stärkehaltigen Schlamm des Vorklärers von Abwasser eines Betriebs der Lebensmittelindustrie. Der Stoff fällt daher unter die Definition von Klärschlamm. Für diesen Stoff wurde die Aufnahme in Anhang Aa als Mitvergärungsmaterial beantragt. Das NVWA hat im Zuge einer Inspektion festgestellt, dass dieser Stoff nicht unter Anhang Aa Abschnitt C2 Nummer 5 (C2.5) einzuordnen ist. Daher wurde beantragt, den Stoff unter C2 gesondert aufzuführen. Der Klärschlamm ist zur Verwendung als Beimaterial bestimmt. Der CDM hat den Stoff gemäß dem „Protokoll zur Beurteilung von Stoffen im Rahmen des Düngemittelgesetzes, Fassung 3.1“ geprüft und ist zu einem positiven Urteil gelangt.
Die vierte bis sechste Ergänzung betrifft Teil IV Abschnitt G1 des Anhangs. 
Bei der vierten Ergänzung handelt es sich um einen Reststoff, der beim Reinigen von Spülwasser aus der Reinigung von Verpackungen für verbrauchtes Frittieröl und Frittierfett mittels Flotationstechnik entsteht und der aus Flotationsschlamm mit Rückständen von verbrauchtem Frittieröl und Frittierfett besteht. Der Stoff enthält nahezu keine mineralischen Bestandteile und besteht hauptsächlich aus Wasser und zu einem geringen Teil aus Fetten und Ölen. Dieser Flotationsschlamm von Spülwasser von Verpackungen für verbrauchtes Frittieröl und Frittierfett ist zur Verwendung als Mitvergärungsmaterial bestimmt. Der CDM hat den Stoff gemäß dem „Protokoll zur Beurteilung von Stoffen im Rahmen des Düngemittelgesetzes, Fassung 3.1“ geprüft und ist zu einem positiven Urteil gelangt.
Bei der fünften Ergänzung (ebenfalls in Teil IV Abschnitt G1) handelt es sich um einen Stoff, der bei der Reinigung von Spelz anfällt. Der Stoff besteht vorwiegend aus (Fraktionen von) Schalen und Körnern von Spelz. Diese Spelzschalen sind zur Verwendung als Mitvergärungsmaterial bestimmt. Der Stoff ähnelt stark einer bereits bestehenden Kategorie G1, Nr. 27. Es handelt sich hier jedoch nicht um Brauweizen, sondern um Spelz. Der Stoff weist große Ähnlichkeiten auf und es gibt keinen Anhaltspunkt dafür, dass dieser Stoff einer anderen Bewertung unterzogen würde. Daher wurde entschieden, den Stoff in einer neuen Kategorie hinzuzufügen.
Die sechste Ergänzung betrifft einen Stoff, der bei der industriellen Gewinnung von Glycerin durch Destillation aus dem Rohglycerin von der Biodiesel- und Fettsäureproduktion aus ausschließlich Palmöl, Sojaöl, Rübsenöl, Rapsöl oder Sonnenblumenöl entsteht und der aus Glycerin, anderen organischen Stoffen pflanzlicher Herkunft, Natriumchlorid und Wasser besteht. Dieser organische Reststoff aus der Destillation von pflanzlichem Glycerin aus der Biodiesel- und Fettsäureherstellung ist zur Verwendung als Mitvergärungsmaterial bestimmt. Der CDM hat den Stoff gemäß dem „Protokoll zur Beurteilung von Stoffen im Rahmen des Düngemittelgesetzes, Fassung 3.1“ geprüft und ist zu einem positiven Urteil gelangt. 
Für alle Stoffe in Anhang Aa gilt, dass sie als Dünger oder Mitvergärungsmaterial verwendet werden können, wenn der Stoff der Beschreibung in der Liste entspricht. Für die Stoffe in Kategorie IV Abschnitt G muss außerdem nachgewiesen werden können, dass die Höchstwerte für Schwermetalle bzw. organische Mikroverunreinigungen nicht überschritten werden. Diese Anforderung ergibt sich allgemein bereits aus Artikel 14 und Artikel 15 UBM, denen zufolge Stoffe, die für die Herstellung von Düngemitteln verwendet werden, die in Anhang II Tabelle 1 und Tabelle 4 genannten Höchstwerte für Mikroverunreinigung nicht überschreiten dürfen. Da jedoch die Qualität der betreffenden Stoffe aus Abschnitt G nicht immer konstant ist, muss vor der Verwendung dieser Stoffe kontrolliert werden, ob die Werte tatsächlich innerhalb der in Anhang II des UBM genannten Grenzen liegen. Bei Betrieben, die ein Zertifizierungssystem wie das Responsible Biomass Certification scheme oder ein gleichwertiges System einsetzen, wird grundsätzlich davon ausgegangen, dass sie diese Voraussetzungen erfüllen. Dies kann dann im Rahmen der Kontrolle der Einhaltung der betreffenden Bestimmungen berücksichtigt werden.
3.2 Ersatz von Anhang Ea
Bei der Einführung der unabhängigen Probenahme wurde die URM um den Anhang Ea ergänzt. Gegenstand des Anhangs ist das Akkreditierungsprogramm für die Beprobung von Festmist (AP06). Dieser Anhang wird in einer Reihe von Punkten geändert. Der Deutlichkeit halber wird der Anhang insgesamt durch den neuen Anhang Ea ersetzt, der dieser Verordnung als Anhang beigefügt ist. 
Im Folgenden werden die Änderungen erläutert.
3.2.1 Verantwortung für die unabhängige Probenahme
In Kapitel 4 des Anhangs wird hinzugefügt, dass bei der Einfuhr von Mist der Abnehmer dafür verantwortlich ist, die unabhängige Probenahme durchführen zu lassen. Damit wird von der Grundregel abgewichen, dass der Lieferant die Probenahme in Auftrag gibt.
3.2.2 Streichen der Chargenbeprobung
Wie bereits dargelegt, wurde die Möglichkeit der Chargenbeprobung aus der URM gestrichen. Die sich darauf beziehenden Abschnitte in Anhang Ea wurden daher auch gestrichen.
3.2.3 Neue Beprobungsmethode
Es wurde eine neue Beprobungsmethode als quellorientierte Maßnahme im Rahmen des Arbeitsschutzgesetzes hinzugefügt. Mit dieser Methode wird einer besseren Kontrolle der Arbeitsbedingungen Rechnung getragen, wenn die Beprobung in einer geschlossenen Mistlagerstätte stattfinden müsste.
Die Arbeit in einer geschlossenen Mistlagerstätte kann unangenehm sein oder ein Risiko im Rahmen des Arbeitsschutzgesetzes darstellen. Dank dieser zusätzlichen Methode erhalten die Probenahmestelle und der Auftraggeber die Möglichkeit, die sicherste Arbeitsweise zu wählen, die zugleich den Bedingungen des in Anhang Ea enthaltenen AP06 entspricht. Bei der Beprobung ist es künftig zulässig, unmittelbar nach dem Beladen oder kurz vor dem Entladen im Ladebehälter eines beladenen Transportmittels zu beproben. Es wird nachdrücklich darauf hingewiesen, dass Vorrichtungen vorhanden sein müssen, um eine gute Verteilung der Abgriffe im Ladebehälter zu ermöglichen. Der Behälter muss in acht gedachte Rechtecke eingeteilt werden und es wird in jedem Rechteck ein Abgriff vorgenommen. Diese Abgriffe werden in einer willkürlichen, aber unterschiedlichen Tiefe entnommen. Der Probenehmer muss das Be- und Entladen des Mists in den bzw. aus dem Behälter des Transportmittels beaufsichtigen, um sich zu vergewissern, dass ausschließlich Mist geladen wird.
3.2.4 Stichprobe und Übergabe von Proben
In Kapitel 5 wird hinsichtlich der Zahl der erforderlichen Abgriffe nach der Größe des Behälters unterschieden. In der Praxis werden sehr große Schaufeln verwendet, wodurch ein Transportfahrzeug mit nur wenigen Schaufelbewegungen beladen ist. Indem eine Mindestzahl von Abgriffen vorgeschrieben wird, handelt es sich auch bei wenigen Schaufelbewegungen aufgrund der Verwendung eines großvolumigen Behälters um eine repräsentative Probe. Es wurde eine Methode für die Beprobung von Big Bags hinzugefügt.
Außerdem wird der Zeitpunkt der formalen Übergabe der Probe durch die Probenahmestelle an das Labor genauer definiert. Die physische Umgebung spielt keine Rolle mehr. Wichtig ist, dass der Übergabezeitpunkt deutlich wird als der Zeitpunkt, an dem die Verantwortung für die Probe von der Probenahmestelle auf das Labor übergeht. Der Übergabezeitpunkt ist unter dem Gesichtspunkt der Durchsetzung und aufgrund der Statusänderung, wann die Probe nicht mehr unter die Vorschriften im AP06 (enthalten in Anhang Ea), sondern unter die Vorschriften im AP05 (enthalten in Anhang H) fällt, von Bedeutung.
3.2.5 Qualitätssicherung
In Kapitel 8 wird beschrieben, wie die Qualitätssicherung von Probenahmen durch die Probenahmestelle aussieht. Mit dieser Verordnung wird die Qualitätssicherung in einigen Punkten geändert.
Zunächst wird das Ziel der Harmonisierungsgespräche genauer beschrieben und die beratende Rolle der Harmonisierungsgespräche wird klarer dargestellt. In der Praxis werden Dritte mit der Organisation von Ringuntersuchungen beauftragt. Diese Möglichkeit wird in die Verordnung aufgenommen. Das AP06 und damit auch Anhang Ea wurden entsprechend geändert.
Die Sekundärkontrolle entfällt. Diese Kontrollmethode wurde aufgenommen, um die Reproduzierbarkeit der Probe zu testen. Es hat sich jedoch gezeigt, dass die Kontrolle einer zweiten Probe aus derselben Ladung im Hinblick auf die Qualität der Probenahme durch die Probenahmestelle nicht aussagekräftig genug ist. Für die Qualität der Probenahme ist es vor allem von Bedeutung, dass die Probenahmestelle das vorgeschriebene Probenahmeverfahren beachtet.
3.3 Änderung von Anhang I
Die Änderung von Anhang I Tabelle I bezweckt die Aufgliederung von Düngercodes für Jauche und Filtrat nach der Trennung des Mists (Dünnfraktion) von Rindern und Schweinen. Für die Evaluierung des Düngemittelgesetzes im Jahr 2016 hat Wageningen University & Research ein technisches Datenblatt über die Zusammensetzung der Dünnfraktion und der Dickfraktion von Mist nach der Misttrennung erstellt. Ausgangspunkt dieses Datenblatts sind die Stickstoff- und Phosphatgehalte in Jauche und Filtrat nach der Trennung des Mists von Rindern und Schweinen. Für Rinder- und Schweinefiltrat nach der Misttrennung wurde von den Gehalten ausgegangen, die aus der durchschnittlichen Zusammensetzung von Gülle und der technischen Verarbeitung des Mists abgeleitet werden können. Bei Rindergülle wurde von der Verarbeitung mit der Spindelpresse ausgegangen. Ausgehend von 4,1 kg Stickstoff und 1,5 kg Phosphat pro Tonne unverarbeiteter Rindergülle enthält das Filtrat nach der Misttrennung 4,0 kg Stickstoff pro Tonne. Bei Schweinegülle wurde von der Verarbeitung mit der Zentrifuge ausgegangen. Ausgehend von 7,1 kg Stickstoff und 4,6 kg Phosphat pro Tonne Schweinegülle enthält das Filtrat nach der Misttrennung 6,8 kg Stickstoff und 1,6 kg Phosphat pro Tonne. Der Ausschuss für die Düngung von Grünland und Futterpflanzen hat 2011 die Tabelle mit der Zusammensetzung verschiedener organischer Dünger überarbeitet. Das Ergebnis findet sich in Tabelle A des Berichts „Mistzusammensetzung in der Empfehlungsgrundlage für die Düngung von Grünland und Futterpflanzen“ (Januar 2012). Die darin festgelegten Stickstoff- und Phosphatgehalte werden in Tabelle I des Anhangs I der URM als Pauschalwert aufgenommen. Für Schweinejauche wurden dabei die Gehalte von Jauche von Sauen herangezogen, da sich auf dem Markt für Mist mehr Jauche von Sauen als von Mastschweinen findet.
Der pauschale Gehalt von Kaninchenmist mit einem Trockensubstanzgehalt von weniger als 2,5 Prozent wurde zum 1. Januar 2018 irrtümlich falsch festgelegt. Bei dem in diese Verordnung aufgenommenen pauschalen Gehalt wurde davon ausgegangen, dass der Trockensubstanzgehalt in dieser Gülle halb so hoch ist wie in regulärer Gülle. Diese Änderung führt dazu, dass weniger Dung abtransportiert werden muss, als es derzeit der Fall ist.
3.4 Änderung von Anhang J
In Anhang J wird auf Empfehlung des CDM eine Korrektur in Bezug auf Weizen, Erbsen, Gerste und Roggen durchgeführt. Bei der Festlegung der derzeitigen Gehalte wurde fälschlicherweise von einem Gramm pro Kilogramm Trockensubstanz anstatt von einem Gramm pro Kilogramm Produkt ausgegangen. Dies wird mit der vorliegenden Verordnung korrigiert.
3.5 Änderungen von Anhang M
In Anhang M werden verschiedene Änderungen vorgenommen, die im Zusammenhang mit den oben beschriebenen Änderungen im Haupttext der URM stehen. Außerdem werden mehrere redaktionelle Änderungen vorgenommen. 
4. Notifizierung
Diese Verordnung wurde unter der Nummer 2018/XXX/NL notifiziert, da sie technische Vorschriften enthält
. Außerdem ist eine Notifizierung im Rahmen der Dienstleistungsrichtlinie erfolgt
. 
5. Folgen für Wirtschaft und Staat
5.1 Vorschriftenlast
5.1.1 Unabhängige Probenahme
Die Möglichkeit der Änderung von bereits gemeldeten Daten wurde auf Ersuchen des Sektors aufgenommen, um mehr Flexibilität bei der Transportplanung zu erzielen. Die Übermittlung und Änderung der zusätzlich erhobenen Daten erfordert mehr Planungsaufwand beim Lieferanten und Transportunternehmer, da der Zielort zum Zeitpunkt der Beprobung bekannt sein muss. Es handelt sich um zusätzliche Regeln aufgrund der Angabe ergänzender Informationen zu Lieferant, Transportunternehmer und Abnehmer. Der Lieferant und die Probenahmestellen müssen sich diesbezüglich gut abstimmen und das NVWA rechtzeitig informieren.
5.1.2 Bestimmung der Mistmenge 
Die Änderung der Vorschriften zum Wiegen von Mist beim Transport bedeutet, dass Eigentümer von Wägeanlagen möglicherweise ihre Automatisierung oder Software anpassen müssen. Die damit verbundenen Kosten lassen sich nicht abschätzen, da nicht bekannt ist, für wie viele Wägeanlagen diese Änderung erforderlich sein wird, und da sich die Kosten für die einzelnen Wägeanlagen unterscheiden werden. Die durch die Verpflichtung zur unverzüglichen Wägung nach Transportbeginn entstehenden Kosten lassen sich ebenfalls nicht beziffern. Sie sind abhängig von dem Ort, an dem die Transportunternehmen ihr Fahrzeug bisher wiegen lassen. Über einen Nachweis über das Leergewicht des Fahrzeugs muss der Transportunternehmer bereits verfügen. In diesem Punkt ist die Auswirkung auf die Vorschriftenlast begrenzt, da die Bestimmung des Leergewichts des Transportmittels stets vor dem Transport einer Ladung erfolgen muss und somit nicht mehr zwischen zwei aufeinanderfolgenden Ladungen für beide Ladungen vorgenommen werden kann. 
5.1.3 Verpflichtung zur elektronischen Übermittlung der VDM
Jedes Jahr werden durchschnittlich zwischen 60 000 und 70 000 VDM auf Papier bei RVO.nl eingereicht (Zahlen auf der Grundlage von 2017). Die Verpflichtung zur elektronischen Übermittlung der VDM sorgt für eine Erhöhung der Verwaltungskosten von einmalig ca. 385 000 EUR. Der Unterschied besteht darin, dass ein Antragsteller ein Formular nicht mehr mit einem Stift ausfüllt, sondern auf einem Bildschirm. VDM in Papierform wurden zuvor von Landwirten eingereicht, die Ausnahmen von den Grundregeln für Wiegen, Beprobung und Analyse in Anspruch nehmen und daher kein AGR/GPS führen und keine Beprobungen durchführen lassen. Unternehmen, die Transporte in einem Radius von 10 km ausführen (sogenannte Landwirt-Landwirt-Transporte): ca. 1900 Betriebe reichen VDM in Papierform ein. Im Rahmen von Champignonkomposttransporten reichen ca. 30 Unternehmen VDM auf Papier ein. 
5.1.4 Verwendung der AAN-Karten zur Bestimmung landwirtschaftlicher Parzellen
Mit der Änderung wird die derzeitige Vorgehensweise beibehalten, es gibt somit keine Auswirkungen auf die Vorschriftenlast. 
5.1.5 Änderungen von Anhang Aa
Diese Änderungen haben keine Auswirkungen auf die Vorschriftenlast.
5.1.6 Änderungen von Anhang Ea (AP06)
Diese Änderungen haben keine Auswirkungen auf die Vorschriftenlast.
5.1.7 Änderung von Anhang I
Die Aufgliederung der Düngercodes für Jauche und Filtrat nach der Trennung des Mists aus Schweinehaltung und aus Rinderhaltung führt zu einer Änderung der pauschalen Normen. In einigen Fällen bedeutet dies eine Erhöhung der für den Mistabsatz anfallenden Kosten, in anderen Fällen eine Senkung.
5.2 Durchführung und Durchsetzung
5.2.1. Durchführungskosten
Unabhängige Probenahme
Durch die Erweiterung der Meldezeit und die Möglichkeit, die angemeldete Zeit zu ändern oder zurückzunehmen, wird eine Verringerung der Verwaltungslasten erreicht. Transportunternehmen können dadurch die Logistik der Misttransporte besser planen. Der Sektor hatte eine größere Erweiterung gewünscht, um eine maximale Flexibilität zu erhalten. In den Harmonisierungsgesprächen wurden die Interessen der Transportunternehmen und der Lieferanten und die Machbarkeit der Probenahme durch die Probenahmestelle und die diesbezügliche Aufsicht durch das NVWA gegeneinander abgewägt. 
Verpflichtung zur elektronischen Übermittlung der VDM
Es ist nicht länger möglich, eine Transportbescheinigung für tierische Düngemittel (Vervoersbewijs Dierlijke Meststoffen, VDM) in Papierform bei RvO.nl einzureichen. Über den Webservice und das Webformular wurden 2015 jeweils 742 732 bzw. 41 113 VDM eingereicht. Die Gesamtkosten der Übermittlung auf Papier unter Berücksichtigung der Bearbeitung von Fehlern (beim Ausfüllen) belaufen sich für RvO.nl auf ca. 500 000 EUR pro Jahr. Darin nicht enthalten sind die Kosten für Archivierung, funktionelle Verwaltung und spezielle Software (und deren Wartung). Diese Kosten betragen ca. 7 EUR pro VDM. 
Änderungen von Anhang Aa
Für diese Änderung muss RVO.nl Angaben auf der Website und Anweisungen für Mitarbeiter anpassen. Die gesamten einmaligen Durchführungskosten belaufen sich auf höchstens 1000 EUR. Das NVWA muss für diese Änderung Arbeitsanweisungen anpassen und Mitarbeiter instruieren. Die einmaligen Kosten hierfür belaufen sich auf höchstens 1000 EUR. Eine Änderung der strukturellen Durchführungskosten ist nicht zu erwarten. 
Änderungen von Anhang Ea (AP06)
Diese Änderungen wirken sich nicht auf die Durchführbarkeit von Kontrollen aus.
Änderung von Anhang J
Die Aufgliederung der Düngercodes für Jauche und Filtrat nach der Trennung des Mists aus Schweinehaltung und aus Rinderhaltung führt dazu, dass RvO.nl das bestehende System um zwei neue Düngercodes ergänzen muss. Die Düngercodes müssen auch in die VDM aufgenommen werden. Hierbei handelt es sich um einmalige Umsetzungskosten.
5.2.2. Durchsetzungskosten
Unabhängige Probenahme
Diese Maßnahmen haben keine Auswirkungen auf die Durchsetzungskosten.
Verpflichtung zur elektronischen Übermittlung der VDM
Diese Maßnahmen haben keine Auswirkungen auf die Durchsetzungskosten.
Änderungen von Anhang Aa
Diese Maßnahmen haben keine Auswirkungen auf die Durchsetzungskosten.
Änderungen von Anhang Ea (AP06)
Diese Maßnahmen haben keine Auswirkungen auf die Durchsetzungskosten.
5.3 Folgen für die Umwelt
Mit den Änderungen in Anhang Aa wird bezweckt, einige Reststoffe als Düngemittel einzustufen. Diese Stoffe gelten nicht mehr als Abfall. Dadurch geht das Abfallaufkommen zurück. Die Düngemittel wurden anhand der allgemeinen landwirtschaftlichen und umwelttechnischen Anforderungen im UBM und in der URM geprüft und die Nutzer müssen beim Gebrauch alle für Düngemittel geltenden Anforderungen beachten. Somit gibt es kein höheres Risiko von Umweltschäden.
6. Inkrafttreten
Da die VDM nicht mehr in Papierform eingereicht werden kann und die Vorschriften im Zusammenhang mit der Wägung von Misttransporten geändert wurden, müssen Betriebe ihre Arbeitsweise anpassen und möglicherweise sogar Investitionen tätigen. Dies wird ermöglicht, indem die Verordnung erst nach der Veröffentlichung in Kraft tritt.
Die Ministerin für Landwirtschaft, Natur und Lebensmittelqualität,
� Wenn beim Entladen beprobt wird, muss beim Beladen, wie es derzeit der Fall ist, auf der Transportbescheinigung für tierische Düngemittel (Vervoersbewijs dierlijke meststoffen, VDM) die Probenverpackung eingescannt werden. Das ist möglich, indem die Verpackung physisch beim Beladen vorhanden ist, aber auch, indem der unabhängige Probenehmer dem Misteigentümer/Transportunternehmer den Strichcode digital zur Verfügung stellt.


� Richtlinie 2015/1535/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (kodifizierter Text, ABl. EU 2015, L 241). 


� Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. EU 2006, L 376)
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